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Großherzogthum Heſſen. 

Erlaß des Miniſteriums des Innern, Abtheilung für Schulan⸗ 
gelegenheiten, den an Schüler der höheren Lehranſtalten ertheil⸗ 
ten Privatunterricht betreffend. Vom 6. September 1877. 

Darmſtadt, am 6. September 1877. 

Es find wiederholt Bedenken erhoben worden, daß Schü— 
ler der höheren Lehranſtalten durch Ueberbürdung mit Privat⸗ 
ſtunden, die ſie neben dem Schulunterrichte erhalten, in ihrer 
Entwickelung gefährdet werden. 

Wir ſehen uns daher veranlaßt, Ihnen in dieſem Betreff 
Nachſtehendes zu eröffnen: 

Als Regel muß angenommen werden, daß in denjenigen 
Fächern, welche Gegenſtand des öffentlichen Unterrichtes ſind, 
bei der größeren Mehrzahl der Schüler die erfolgreiche Abſol⸗ 
virung des durch den Lehrplan feſtgeſetzten Klaſſenpenſums aus⸗ 
ſchließlich durch den Klaſſenunterricht bewirkt wird, und daß 
Privatunterricht in dieſen Fächern neben dem Klaſſenunterrichte 
überhaupt nur in Ausnahmefällen und vorübergehend, wie ins⸗ 
beſondere bei nothgedrungener Unterbrechung des Schulbeſuches, 
bei lückenhafter Vorbildung eines Schülers ꝛc. zu rechtfertigen iſt. 

Wir empfehlen Ihnen die Durchführung dieſes Grundſat— 


zes zu genauer Beachtung, und beſtimmen insbeſondere, daß die 


Lehrer der höheren Lehranſtalten an Schüler derſelben in Fä- 
chern, welche Gegenſtand des Unterrichtes an der betreffenden 
Schule ſind, nur mit Genehmigung der Direktion Privatun⸗ 
terricht ertheilen dürfen, und daß eine an einzelne Schüler zu 
richtende Empfehlung, ſie möchten in einem oder dem anderen 
Unterrichtsfache Privatſtunden nehmen, von den Lehrern ebenſo 
nur nach Gutheißung von Seiten der Direktion zu ertheilen iſt. 

Damit jeder Zeit eine klare Ueberſicht über die Ausdeh— 
nung des Privatunterrichtes ermöglicht werde, beauftragen wir 
Sie, über die an die einzelnen Schüler Ihrer Anſtalt von de⸗ 
ren Lehrern ertheilten Privatſtunden ein genaues Verzeichniß 
aufzuſtellen, beziehungsweiſe fortzuführen. 

Sie wollen nach Vorſtehendem die Lehrer Ihrer Anftalt 
bedeuten und denſelben empfehlen, auch in Beziehung auf an⸗ 


derweitigen Privatunterricht darauf zu achten und erforderlichen 
Falles durch Verſtändigung mit den Angehörigen dahin zu wire 
ken, daß die Schüler nicht durch Privatſtunden übermäßig be⸗ 
laſtet werden. 

Knorr. 


n 

die Großherzoglichen Direktoren 

der Gymnaſien u. Realſchulen. 
Nr. 13476. 


Achenbach. 


Königreich Preußen. 
Verorduung, betreffend den Uebergang der Verwaltung der An⸗ 
gelegenheiten der evangeliſchen Landeskirche auf den Evangeliſchen 
Ober⸗Kirchenrath und die Konſiſtorien der acht älteren Provinzen 
der Monarchie. Vom 5. September 1877. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., 
verordnen auf Grund des Artikels 21 des Geſetzes vom 3. Juni 
1876 (Geſetz-Samml. S. 125) und des Artikels IV. der Verord⸗ 
nung vom 9. September 1876 (Geſetz-Samml. S. 395) auf den 
Antrag Unſeres Staats-Miniſteriums für die Provinzen Preu⸗ 
ßen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſt⸗ 
falen und die Rheinprovinz, was folgt: 

Art. I. Mit dem 1. Oktober 1877 geht die Verwaltung 

der Angelegenheiten der evangeliſchen Landeskirche, ſoweit ſolche 
bisher von dem Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Mes 
dizinal-Angelegenheiten und von den Regierungen geübt wor: 
den iſt, nach Maßgabe des Geſetzes vom 3. Juni 1876 auf 
den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath und die Konſiſtorien als 
Organe der Kirchen-Regierung über. 
; Art. II. In Betreff des Kurmärkiſchen und des Neumär⸗ 
kiſchen Aemterkirchenfonds bewendet es bis zu dem bevorſte— 
henden Erlaſſe anderweitiger Beſtimmungen über dieſe Fonds 
bei der bisherigen Verwaltung. 

Art. III. Die Rechte des Staates in den Fällen des Art. 
23 Nr. 1 bis einſchließlich 6 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 
werden in der Haupt: und Reſidenzſtadt Berlin, ſoweit fie bis— 
her von dem Konſiſtorium der Provinz Brandenburg geübt ſind, 
vom 1, Oktober 1877 ab durch den Polizei-Präſidenten ausgeübt. 
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Art. IV. Die Ausübung der landesherrlichen Patronats— 
rechte in der Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin, ſoweit ſolche bis⸗ 
her von dem Konſiſtorium geübt ſind, geht mit dem 1. Okto⸗ 
ber 1877 auf die Miniſterial-, Militär⸗ und Baukommiſſion zu 
Berlin über. Dem Konſiſtorium verbleibt jedoch die Ausübung 
der auf dem landesherrlichen Patronate beruhenden Ernennungs—⸗ 
und Berufungsrechte nach Maßgabe des §. 2 der Verordnung 
vom 27. Juni 1845 (Geſetz⸗Samml. S. 440), der 88. 21 und 
32 Nr. 2 der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 10. 


September 1873 (Geſetz-Samml. 1874 S. 151) und der Ver⸗ 


ordnung vom 2. Dezember 1874 (Geſetz-Samml. S. 355). 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Benrath, den 5. September 1877. 


(L. S.) Wilhelm. 
Camphauſen. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. 


Erkenntuiß des Königlichen Ober⸗Verwaltungsgerichts, die Un⸗ 
zuläſſigkeit des Verwaltungsſtreitverfahrens über die Erhebung 
von Schulgeld betreffend. Vom 12. Mai 1877. 

Im Namen des Königs. 

In der Verwaltungsſtreitſache 

des Präſidenten der Königlichen Reigierung zu M., Re⸗ 
viſionsklägers, und 
der Schulgemeinde M.⸗S., vertreten durch den Schul⸗ 
vorſtand, Beklagte und Reviſionsklägerin, 
wider 
die Einwohner Franz B. u. ſ. w. zu M., Kläger und 
Reviſionsbeklagte, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht in ſeiner Sitzung 
vom 12. Mai 1877, 
an welcher ꝛc. ꝛc. Theil genommen haben, 
für Recht erkannt: 
daß auf die Reviſion des Regierungs⸗Präſidenten zu M. 
und der Schulgemeinde M.⸗S. das Erkenntniß des Kö- 
niglichen Bezirksverwaltungsgerichts zu M. vom 29. 
November 1876 aufzuheben und die Entſcheidung des 
Kreisausſchuſſes des Kreiſes M. dahin abzuändern, daß 
das Verwaltungsſtreitverfahren für unzuläſſig zu erach⸗ 
ten, der Werth des Streitgegenſtandes auf 300 Mark 
feſtzuſetzen und die Koften aller Inſtanzen den Klägern 
zur Laſt zu legen, von der Erhebung eines Pauſchquan⸗ 
tums für die Reviſions⸗Inſtanz aber abzuſehen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Bis zum Jahre 1867 wurde in der Schulgemeinde M.⸗S. 
ein nach dem Alter der Kinder ſich abſtufendes Kopfſchulgeld 
von 5 Sgr., 3%, Sgr., 2½ Sgr. erhoben. In dem genann- 
ten Jahre führte die Königliche Regierung einen einheitlichen 
Schulgeldſatz von 2½ Sgr. ein. Als aber im Jahre 1875 
ſich die Ausgaben der Schulgemeinde in Folge der Anſtellung 


einer Induſtrie-Lehrerin, Beſchaffung neuer Lehrmittel ꝛc. ver- 


mehrten, hielt es der Schulvorſtand für zweckdienlich, zu den 
alten Schulgeldſätzen zurückzukehren. Er fragte bei den Gemein⸗ 
den M. und S. an, ob ihnen dies genehm ſei. Die politiſche 
Gemeinde M. beſchloß unterm 12. März 1875 mit 21 gegen 
2 Stimmen, die alten Sätze wieder einzuführen. Die politiſche 
Gemeinde S. ſoll einſtimmig einen gleichen Beſchluß gefaßt 
haben. Der Schulvorſtand beantragte nunmehr bei der König⸗ 
lichen Regierung zu M. die Wiedereinführung der alten Schul⸗ 


geldſätze, worauf die letztere unterm 6. Juli 1875 an den 
Schulvorſtand folgende Verfügung erließ: 
„Unter den in der Eingabe vom 14. Juni cr. dargeleg⸗ 
ten Verhältniſſen wollen wir genehmigen, daß die bis 
zum Jahre 1867 in dortiger Parochie giltig geweſenen 
Schulgeldſätze von 5 Sgr., 3%, Sgr. und 2½ Sgr. 
(d. h. 50 Pfg., 38 Pfg. und 25 Pfg.) wieder hergeſtellt 
und zur Schulkaſſe eingezogen werden. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
(gez.) Freiherr von Korff. 

Durch die Wiederherſtellung der alten Schulgeldſätze fühl⸗ 
ten ſich mehrere Einwohner von M. beſchwert und beantragten 
bei dem Kreisausſchuſſe des Kreiſes M., den Gemeinde- Beſchluß 
vom 12. März 1875 aufzuheben und es bei der bisherigen Art 
der Aufbringung der Schulunterhaltungskoſten zu belaſſen. 

Nachdem der Kreisausſchuß den Gemeindevorſteher der Ge⸗ 
meinde M. zur Sache gehört hatte, erklärte er ſich durch Bes 
ſcheid vom 27. Januar 1876 für unzuſtändig, weil es ſich 
um Schulgeld, nicht um Schul⸗Beiträge handele. 

Auf die hiergegen von den jetzigen Klägern eingelegte Be⸗ 
rufung hob das Königliche Bezirksverwaltungsgericht zu M. — 
indem daſſelbe annahm, daß unter: „Schulbeiträge“ im 8. 135 
Nr. X. 1 der Kreis⸗Ordnung auch Schulgeld zu verſtehen ſei — 
durch Urtel vom 27. April 1876 den Beſcheid des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes auf und wies die Streitſache an den letzteren zur ma⸗ 
teriellen Entſcheidung zurück. 

Der Kreisausſchuß erkannte nunmehr anderweit dahin: 
daß die Kläger nicht verpflichtet, die erhöhten Schul⸗ 
geldſätze für jedes Kind zu zahlen, ſondern nur gehal⸗ 
ten, 25 Pfg. monatlich pro Kind zu zahlen. 

Gegen dieſe wider die Schulgemeinde ergangene Entſchei⸗ 
dung legte deren geſetzlicher Vertreter, der bis dahin zu den 
Verhandlungen nicht zugezogene Schulvorſtand unter Beitritt 
der Gemeinde-Vorſteher der Gemeinden M. und S. Berufung 
ein und beantragte koſtenpflichtige Abweiſung der Kläger, in— 
dem er für die Königliche Regierung zu M. das Recht in An⸗ 
ſpruch nahm, das Schulgeld, wie geſchehen, feſtzuſetzen. 

Nachdem im Termine zur mündlichen Verhandlung der für 
dieſe von dem Regierungs-Präſidenten zur Wahrnehmung des 
öffentlichen Intereſſes beſtellte Kommiſſar die Kompetenz der 
Verwaltungsgerichte zur Entſcheidung der vorliegenden Streit⸗ 
frage beſtritten hatte, erkannte das Königliche Bezirksverwal⸗ 
tungsgericht zu M. unterm 29. November 1876 auf Beſtätigung 
der Entſcheidung des Kreisausſchuſſes. 

In den Gründen wird wegen der Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsgerichte auf das oben erwähnte Erkenntniß des Be— 
zirksverwaltungsgerichts vom 27. April 1876 hingewieſen und 
der Regierungs-Verfügung vom 6. Juli 1875 die Rechtsgiltig⸗ 
keit abgeſprochen, weil die Schulgemeinde die Schulgelderhö⸗ 
hung nicht beſchloſſen habe, beziehungsweiſe darüber nicht ges 
hört ſei. Es wird in dieſer Beziehung ausgeführt, daß das 
den Regierungen im $. 18 f. der Regierungs⸗Inſtruktion vom 
23. Oktober 1817 (Gefeg-Sammlung S. 230) beigelegte Recht 
der Regulirung des Schulgeldes in Hinblick auf die $$. 51 ff. 
Titel 6 Theil II. Allgemeinen Landrechts dieſe nur ermächtige, 
Beſchlüſſe der Schulſozietäten hierüber herbeizuführen und ges 
faßte Beſchlüſſe zu beſtätigen oder zu verwerfen. Selbſtſtändig 
könnten die Regierungen von Auffihtswegen nur dann Anord⸗ 
nungen treffen, wenn Schulſozietäten ſich weigerten oder un⸗ 
terließen, Beſchlüſſe zu faſſen, deren Zuſtandekommen unerläß⸗ 
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lich ſei, um den der Schulſozietät geſetzlich obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen zu genügen. 

Gegen dieſe Entſcheidung des Berufungsrichters hat der 
Präſident der Regierung zu M. „aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes“ die Reviſion eingelegt und beantragt, unter Aufhe⸗ 
bung des Urtels vom 29. November 1876 auf Abweiſung der 
Kläger zu erkennen. 


Die Reviſion wird darauf geſtützt, daß der Berufungs- 


richter den §. 135 X. Nr. 1 unrichtig anwende, indem er an⸗ 
nehme, daß durch denſelben die Zuſtändigkeit der Verwaltungs: 
gerichte zur Entſcheidung von Beſchwerden über Schulgeld-Er⸗ 
hebung begründet werde; event. wird ausgeführt, daß der Be: 
rufungsrichter den $. 18 f. der Regierungs-⸗Inſtruktion verletze, 
wenn er der Regierung das Recht zur ſelbſtſtändigen Regu⸗ 
lirung des Schulgeldes abſpreche. 

Die beklagte Schulgemeinde iſt in ihrer Gegenerklärung 
der Reviſion beigetreten, während von den Klägern eine ſchrift— 
liche Gegenerklärung nicht eingegangen iſt. 

Der von dem Reſſortminiſter für die mündliche Verhand⸗ 
lung vor dem Oberverwaltungsgerichte zur Vertretung des Re⸗ 
gierungs-Präſidenten beſtellte Kommiſſar machte vorzugsweiſe 
geltend, daß die Regierungen kraft der Regierungs⸗Inſtruktion 
aus eigenem Rechte befugt ſeien, das Schulgeld angemeſſen zu 
regeln, und daß die Ausübung dieſes Rechtes nicht durch eine 
vorherige Beſchlußfaſſung oder Anhörung der Schulſozietät be⸗ 
dingt ſei. 

Der gleichfalls im Termine erſchienene, mit Vollmacht ſei⸗ 
ner Streitgenoſſen verſehene Kläger Franz B. beſtritt dem Ne: 
gierungs-Präſidenten das Recht zur Einlegung der Reviſion, 
weil er in den Vor⸗Inſtanzen nicht Partei geweſen ſei, und 
machte geltend, daß die Sachlage den Regierungs-Präſidenten 
nur zur Erhebung des Kompetenz-Konfliktes berechtigt haben 
würde. Er beantragte demnach Zurückweiſung der Reviſion. 

Es war, wie geſchehen, zu erkennen. 

Dem Regierungs-Präſidenten iſt im §. 63 des Geſetzes vom 
3. Juli 1875 (Geſetz-Sammlung S. 375) ausdrücklich, auch 
wenn er in den Vor⸗Inſtanzen nicht als Partei aufgetreten iſt, 
das Recht verliehen, aus Gründen des öffentlichen Intereſſes 
die Reviſion gegen die von den Bezirksverwaltungsgerichten in 
zweiter Inſtanz erlaſſenen Endurtheile einzulegen. Auch iſt er 
wohl berechtigt, die Reviſion darauf zu ſtützen, daß das Ver⸗ 
waltungsgericht ſich zu Unrecht für zuſtändig erachtet habe, 
weil nach §. 85 am angeführten Orte die Erhebung des Kom— 
petenz⸗Konfliktes auf Grund der Behauptung, daß in einer vor 
dem Verwaltungsgerichte anhängig gemachten Sache die Ver— 
waltungs-Behörde zuſtändig ſei, nicht ftattfindet, vielmehr die 
Verwaltungsgerichte ihre Zuſtändigkeit von Amtswegen wahr: 
zunehmen haben. 

Die desfallſigen Einwendungen der Kläger gegen die Ne- 
viſion des Regierungs-Präſidenten ſind ſomit hinfällig. Auch 
die Friſt zur Einlegung des Rechtsmittels muß für gewahrt 
angenommen werden, da nach Ausweis der Akten unterlaſſen 
iſt, dem vom Regierungs-Präſidenten auf Grund des $. 44 
Abſatz 2 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 beſtellten Kommiſſar 
eine Ausfertigung der Entſcheidung zuzuſtellen (§. 51 am an⸗ 
geführten Orte) und die Friſt für den Regierungs-Präſidenten 
erſt mit der Zuſtellung des Endurtheiles an den Kommiſſar be— 
ginnt ($. 54 Abſatz 2, §. 65 am angeführten Orte), das Rechts— 
mittel alſo ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der Urtelspubli⸗ 


kation zugelaſſen werden muß. (Koch Prozeß⸗Ordnung 2. Auf- 


lage S. 330. Präjudiz des Ober-Tribunals Nr. 614a. 1839. 
Präjud. Samml. Band 1 S. 385). 

Es war hiernach in die Sache ſelbſt einzutreten und zus 
nächſt zu prüfen, ob der von dem Regierungs-Präſidenten er⸗ 
hobene Einwand der Unzuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte 
begründet iſt. Es hängt dies lediglich von der Beantwortung 
der Frage ab, ob als: „Schulbeitrag“ im Sinne des 5. 135 
X. Nr. 1 der Kreis-Ordnung auch Schulgeld zu verſtehen iſt 
oder nicht. Zweifellos verbindet der Sprachgebrauch — der 
amtliche wie der außeramtliche — mit beiden Worten verſchie⸗ 
dene Begriffe, aber gemeinſam iſt den „Schulbeiträgen“ und 
dem „Schulgelde“ die Beſtimmung, zum Unterhalte der Schule 
zu dienen. 

„Schulbeiträge“ werden die der Schule zu gewährenden 
Beiträge der Unterhaltungspflichtigen genannt. 

Der Kreis dieſer Pflichtigen beſtimmt ſich nach dem Geſetze 
beziehungsweiſe der Schulverfaſſung. Je nachdem hiernach die 
Pflicht zur Unterhaltung der Volksſchule den zur Schule gewie⸗ 
ſenen Hausvätern (Allgemeines Landrecht Theil II. Titel 12 
8.29 ff.), den zur Schule gehörigen Gemeinden und Ortſchaften 
(Gutsbezirken) — Schulordnung für die Provinz Preußen vom 
11. Dezember 1845 88. 39, 40 ff. — den zur Schule geſchla— 
genen Herrſchaften und Gemeinden — 88. 18, 19 ff. des ſchle⸗ 
ſiſchen katholiſchen Schulreglements vom 18. Mai 1801 — 
u. ſ. w. obliegt, ſpricht man von Hausbväterbeiträgen, Ge⸗ 
meinde-Beiträgen, gutsherrlichen Beiträgen u. |. w. Alle dieſe 
Beiträge der Pflichtigen werden als „Schulbeiträge“ bezeichnet. 
Juſoweit das Geſetz Quantum oder Quote ſelbſt nicht beſtimmt, 
geſchieht die Vertheilung des Bedarfes auf die Pflichtigen nach 
den Grundſätzen, welche für die Heranziehung zu den Gemein⸗ 
delaſten maßgebend ſind. 

Auf den Vortheil und den Nutzen, welche die Schule dem 
Pflichtigen gewährt, wird nicht gerückſichtigt. 

In der außeramtlichen Sprache wird auch wohl der vom 
Staate einer Schule bewilligte Zuſchuß als „Schulbeitrag“ be⸗ 
zeichnet. 

Dieſen Beiträgen werden gegenüber geſtellt die eigenen 
Einnahmen der Schule, zu denen vorzugsweiſe das Schul: 
geld gehört. 

Das Schulgeld iſt das an die Schule oder den Lehrer 
zu entrichtende Entgelt für den Schulunterricht. — Es wird 
nur gezahlt für die die Schule beſuchenden Kinder und zwar 
nicht von den „Schulunterhaltungspflichtigen“, ſondern von des 
nen, welchen die Fürſorge, der Unterhalt der Kinder obliegt. 
Auf die Beſtimmung des „Schulgeldſatzes“ ſind die Verhält⸗ 
niſſe der zur Schulgeldzahlung Verpflichteten einflußlos. Wenn 
der Schulgeldſatz vielfach in den oberen Klaſſen oder Stufen 
ein höherer iſt, als in den niederen, ſo erklärt ſich dies aus 
dem Umſtande, daß die Gegenleiſtung der Leiſtung entſprechen 
ſoll. Hört die Leiſtung auf, verläßt das Kind die Schule, iſt 
es an dem Beſuche derſelben durch Krankheit behindert, wird 
die Schule zeitweiſe wegen anſteckender Krankheiten 2c. geſchloſ— 
fen, fo fällt die Gegenleiſtung — das Schulgeld — fort. (Re— 
ſkript des Unterrichts-Miniſters vom 28. Juli 1827 und 3. Au⸗ 
guſt 1831. von Rönne, Das Unterrichtsweſen S. 781 ff.) 

Das Schulgeld iſt hiernach durchweg nach anderen Grund— 
ſätzen zu beurtheilen, als die Schulbeiträge. 

Dem entſprechend ſtellt auch das Allgemeine Landrecht den 
„Beiträgen“ das Schulgeld gegenüber (Allgemeines Landrecht II. 
78. 32), und die Kabinets-Ordre vom 19. Juni 1836 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 198), wie das Geſetz vom 24. Mai 1861 (Geſetz⸗ 
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Sammlung S. 241) unterſcheiden gleichfalls zwiſchen Abgaben 
und Leiſtungen, welche für die Schule zu entrichten ſind, und 
dem Schulgelde. Kein Geſetz oder Geſetz-Entwurf auf dem Ge⸗ 
biete des Unterrichtsweſens in Preußen (vergleiche die Geſetz⸗ 
gebung auf dem Gebiete des Unterrichtsweſens in Preußen 


von 1817 bis 1868, Berlin 1869) ſtellt das Schulgeld den 


Schulbeiträgen gleich oder begreift das erſtere mit unter den 
letzteren. 

Wenn nach dieſen Vorgängen die Kreis-Ordnung dem 
Kreisausſchuſſe im §. 135 X. 1 

die Entſcheidung von Beſchwerden über die Heranzie⸗ 
hung zu Schulbeiträgen 
überweiſt, ſo würde die Annahme, daß unter Schulbeiträ— 
gen auch Schulgeld zu verſtehen ſei, ſich nur dann rechtſerti— 
gen laſſen, wenn die Entſtehungsgeſchichte der Geſetzes-Beſtim⸗ 
mung auf eine derartige Abſicht des Geſetzgebers ſchließen ließe. 
Dies iſt aber nicht der Fall. 

Die Beſtimmungen unter X. des $. 135 der Kreis⸗Ordnung 
fehlten in dem Regierungs-Entwurfe. Sie ſind erſt auf Ver⸗ 
anlaſſung des Abgeordnetenhauſes in das Geſetz aufgenommen. 
Man war ſich wohl bewußt, daß damit dem künftigen Unter⸗ 
richts⸗Geſetze vorgegriffen werde, hielt dies aber für unbedenk— 
lich, weil dem Kreisausſchuſſe die Judikatur auf einem ähnli⸗ 
chen Gebiete — dem der Kommunalbeſteuerung — überwieſen 
werden ſollte. Dieſer Grund paßt allerdings, wie oben gezeigt, 
auf die „Schulbeiträge“, nicht aber auf das Schulgeld, welches 
keine rechtliche Seite bietet, die dem Kommunalſteuer-Syſtem 
verwandt wäre. Auch ſcheint es nicht ohne Bedeutung, daß 
der Geſetzgeber, obwohl er die Nr. 1 X. des $. 135 der Kreis⸗ 
Ordnung möglichſt genau der Nr. 10 IX. deſſelben Paragraphen 
nachbildete, in der letzteren von der „Heranziehung zu den Ge: 
meinde laſten“, in der erſteren von der „Heranziehung zu Schul⸗ 
beiträgen“ ſpricht. Es deutet dies darauf hin, daß der Ge⸗ 
ſetzgeber ſich der Bedeutung des gewählten Wortes wohl be⸗ 
wußt geweſen iſt und abſichtlich nicht das Wort „Schullaſten“ 
gebraucht hat, um jedem Mißverſtändniſſe vorzubeugen. 

Erwägt man ferner noch, daß die Kreisordnung ſich nicht 
zur Aufgabe geſtellt hat, die Kompetenzen der Kreisausſchüſſe 
in Schulſachen erſchöpfend zu regeln, ſich vielmehr darauf be⸗ 
ſchränkt, denſelben einzelne beſtimmt abgegrenzte Befugniſſe auf 
dieſem Gebiete zu überweiſen, im Uebrigen aber es bei dem 
beſtehenden Rechtszuſtande beläßt, ſo kann dem Worte „Schul⸗ 
beiträge“ im §. 135 X. 1 nicht wohl die Auslegung gegeben 
werden, daß darunter auch „Schulgeld“ zu verſtehen ſei. Es 
muß vielmehr hinſichtlich des letzteren angenommen werden, 
daß die Kreis-Ordnung den früheren Zuſtand, wonach die 
Schulaufſichtsbebörden darüber zu befinden haben, einem Je⸗ 
den, der ſich zur Zahlung des Schulgeldes nicht verpflichtet 
hält, aber unbedingt der ordentliche Rechtsweg offen ſteht, nicht 
geändert hat. 

Der Vorderrichter legt hiernach den §. 135 X. 1 der Kreis⸗ 
Ordnung unrichtig aus, wenn er aus demſelben die Zuſtän⸗ 
digkeit der Verwaltungsgerichte zur Entſcheidung in ſtreitigen 
Schulgeldſachen herleitet. Seine Entſcheidung war daher auf⸗ 
zuheben und aus den oben entwickelten Gründen das Erkennt⸗ 
niß des Kreisausſchuſſes dahin abzuändern, daß das Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren für unzuläſſig zu erachten. Damit iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich jedes weitere Eingehen auf die zur Entſcheidung 
geſtellten Streitfragen ausgeſchloſſen. 

Der Koſtenpunkt regelt ſich nach §. 72 beziehungsweiſe 
§. 76 Nr. 4 des Geſetzes vom 3. Juli 1875. 


Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal— 
tungsgerichts und der verordneten Unterſchrift. 


(L. 8.) Perſius. 
O. V. G. Nr. 1125. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Behörde, bei welcher die kalkulatoriſche 
Feſtſtellung der E zu erfolgen hat, betreffend. 
Vom 16. Juli 1877. 

Berlin, den 16. Juli 1877. 

Auf den Bericht vom 11. April d. J. eröffne ich dem Kö⸗ 
niglichen Provinzial⸗Schulkollegium im Einvernehmen mit dem 
Königlichen Miniſterium für Handel ꝛc., Abtheilung für das 
Bauweſen, daß die Reviſion und Feſtſtellung des techniſchen 
Kalküls eines Koſtenanſchlages von der Reviſion des Anſchla⸗ 
ges überhaupt untrennbar iſt und daß, wenn die erſtere auch 
von jedem Sekretariats- oder Kalkulaturbeamten ausgeübt mer: 
den kann, doch die Thätigkeit dieſes letzteren unter der ſteten 
Kontrolle des Baubeamten, welchem die Reviſion und Feſtſtel⸗ 
lung des Anſchlages obliegt, ſich befinden muß, da ſonſt Irr⸗ 
thümer unvermeidlich ſind. 

Hiernach gehört die kalkulatoriſche Reviſion der Bauan⸗ 
ſchläge zu den Obliegenheiten der vorrevidirenden Königlichen 
Regierung. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


x Im Auftrage: Greiff. 
n 
das Königliche Provinzial-Schulkollegium zu N. 

U. II. 6896. 


Miniſterial⸗ Erlaß, die Verpflichtung zur Fertigung der Rein- 
ſchriften der in der Zentral⸗Inſtanz zur Felt 8 28 gelangenden 
Etats betreffend. Vom 12. Juli 1 
Berlin, den er 1 1877. 

Dem Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium erwidere ich 
auf die Anfrage vom 22. v. M., daß alle in der Zentral-In⸗ 
ſtanz zur Feſtſtellung gelangenden Etats in Reinſchrift von den 
Provinzial: Behörden einzureichen find, daß es aber dem Kö: 
niglichen Provinzial⸗Schulkollegium unbenommen bleibt, Etats, 
welche bei der dortſeits bewirkten Vorreviſion mehr oder min⸗ 
der erheblichen Korrekturen unterzogen ſind, den zur Einrei⸗ 
chung Verpflichteten zur Anfertigung eines neuen Etats unter 
Berückſichtigung der Aenderungen des Königlichen Provinzial⸗ 
Schulkollegiums zurückzugeben. Es darf aber eine Verzögerung 
über die für die Einreichung der Etats feſtgeſtellte Friſt hinaus 
dadurch nicht eintreten. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 
U. II. 1719. = 


Miniſterial⸗Erlaß, die Remunerationen der Lehrer höherer Un⸗ 
terrichtsanſtalten für Stellvertretungen betreffend. 
Vom 24. Juli 1877. 
Berlin, den 24. Juli 1877. 
Die von dem Königlichen Provinzial-Schulkollegium in 
dem Bericht vom 8. März d. J. geſtellten Anträge auf Remu⸗ 
nerationen für Lehrer der höheren Bürgerſchule zu N. beruhen 
auf Vorausſetzungen, welche ich nicht als zutreffend anerken⸗ 
nen kann. Vollbeſchäftigte, feſtangeſtellte Lehrer gehören mit 
ihrer ganzen Kraft der Lehranſtalt an, an welcher ſie angeſtellt 
ſind; damit ſie dieſer Verpflichtung genügen können, ſind ſie 
durch den Normaletat den entſprechenden Kategorien der Beam⸗ 
ten in andern Gebieten in ökonomiſcher Hinſicht gleichgeſtellt. 
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Dieſelben haben zugleich die Verpflichtung, wie die Beamten 
jedes anderen Gebietes, bei vorübergehenden Lücken in dem 
Kollegium Stellvertretungen auf Anordnung des Vorſtehers und 
nach dem Maße ihrer Kraft zu übernehmen, ohne daß ſich da⸗ 
ran ein Anſpruch auf Remuneration anknüpft. Es iſt dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß, ſofern Mittel verfügbar find, für er⸗ 
hebliche Mehrleiſtungen eine Remuneration bewilligt werde; die⸗ 
ſelbe aber als Bezahlung der einzelnen Lehrſtunden zu berech⸗ 
nen, entſpricht nicht dem bezeichneten Verhältniß der feſtange⸗ 
ſtellten Lehrer zu der Anſtalt und iſt ſchon deshalb zu vermei⸗ 
den, weil dadurch die etwa bewilligte Remuneration den Schein 
eines Rechtsanſpruches gewinnen kann. 

Anders iſt der Fall bei dem nur im Nebenamte beſchäftig⸗ 
ten Pfarrer N., welcher über die von ihm übernommenen Lehr⸗ 
ſtunden hinaus der Anſtalt gegenüber keine weiteren amtlichen 
Verpflichtungen hat; in dieſem Falle iſt nichts dagegen einzu⸗ 
wenden, daß für die Mehrleiſtungen die Remuneration nach 
demſelben Maßſtabe bemeſſen werde, wie für die regelmäßig 
von ihm übernommenen Leiſtungen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


Au 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 
U. II. 6988. 


Verfügung des Königlichen Provinz.⸗Schulkollegiums zu Koblenz, 
die Einſendung von Programmen, welche wiſſenſchaftliche Abhand⸗ 
lungen enthalten, an die Univerſitäts⸗Bibliothek zu Straßburg 
i. Elf. betreffend. Vom 16. Dezember 1876. 
Koblenz, den 16. Dezember 1876. 

Das Gymnaſium zu Saarbrücken hat der neugegründe⸗ 
ten Kaiſerlichen Univerſitäts- und Landes⸗Bibliothek zu Straß: 
burg im Elſaß ſeine ſämmtlichen vor Errichtung der buchhänd— 
leriſchen Zentralſtelle für den Programmen-Austauſch erſchiene⸗ 
nen Programme bis einſchließlich 1875 zum Geſchenk gemacht. 

Der Vorſteher der genannten Bibliothek, Herr Oberbiblio⸗ 
thekar Dr. Barack, hat uns den Wunſch geäußert, daß in glei⸗ 
cher Weiſe von Seiten ſämmtlicher uns unterſtellter höherer 
Lehranſtalten bezüglich der, wiſſenſchaftliche Abhandlungen ent⸗ 
haltenden Programme derſelben aus den früheren Jahren bis 
einſchließlich 1875 verfahren werden möge. 

Wir bringen dieſen Wunſch unter Hinweis auf die natio⸗ 
nale Bedeutung der Straßburger Bibliothek zur Kenntniß der 
Direktionen (Rektorate) und erwarten, daß ſoweit die vorhan⸗ 
denen Beſtände von früher erſchienenen Programmen dies thun⸗ 
lich machen, die gewünſchte Abgabe der letzteren von dort aus 
direkt erfolgen werde. 

Inwieweit dies der Fall geweſen, iſt in dem Oſtern näch⸗ 
ſten Jahres zu veröffentlichenden Programme der dortigen An— 
ſtalt kurz anzugeben. 


Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 


n 
die Direktionen und Rektorate ſämmtlicher 
uns unterſtellter höherer Lehrauſtalten. 


In gleichem Sinne iſt auch von andern Königlichen Pro⸗ 
vinzial⸗Schulkollegien verfügt worden. 


Miniſterial⸗Erlaß, die verzinsliche Belegung der Kapitalien hö⸗ 
herer Unterrichtsanſtalten betreffend. Vom 30. Juli 1877. 
Berlin, den 30. Juli 1877. 

Auf den Bericht vom 19. v. M., die verzinsliche Belegung 

der Kapitalien der höheren Unterrichts⸗Anſtalten betreffend, er⸗ 


widere ich dem Königlichen Provinzial-Schulkollegium, daß, 
ſoweit nicht beſondere geſetzliche oder ſtiftungsmäßige Beſtim⸗ 
mungen entgegenſtehen, die Beſtimmung des §. 39 der Vor— 
mundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 (Geſ.⸗Samml. S. 4390, 
durch welche der Kreis der für die Anlegung von Mündelgel⸗ 
dern zuläſſigen Werthpapiere erweitert worden iſt, in geeigne— 
ten Fällen auch für die Anlegung von Kapitalien der höheren 
Unterrichts-Anſtalten Anwendung findet. Soweit es ſich um 
das Geltungsgebiet des Allgemeinen Landrechtes handelt, ſind 
die höheren Schulen durch §. 57 II. 12 Allgemeinen Landrechts 
mit den Kirchen, dieſe aber durch §. 228 II. 11 ibid. rückſicht⸗ 
lich der Verwaltung ihres Vermögens mit den Minderjährigen 
gleichgeſtellt, während in den übrigen Landestheilen ſich die 
analoge Anwendung dieſer Grundſätze aus allgemeinen recht⸗ 
lichen Geſichtspunkten rechtfertigt. Selbſtverſtändlich iſt jedoch 
in jedem einzelnen Falle mit der durch den Gegenſtand gebo⸗ 
tenen, gewiſſenhaften Vorſicht zu verfahren. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 
U. II. 1914. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Beſchaffung der Turngeräthe für Unter⸗ 
richtsanſtalten betreffend. Vom 30. Juni 1877. 
Berlin, den 30. Juni 1877. 

Nach §. 19 der Inſtruktion für die Ober⸗Rechnungskammer 
vom 18. Dezember 1824 müſſen die für Rechnung des Staa⸗ 
tes geſchloſſenen Kontrakte und gemachten Ankäufe in der Regel 
auf vorhergegangene Lizitation gegründet ſein. Dieſe Beſtim⸗ 
mung gilt auch für die Ausſtattung von Turnhallen und Turn⸗ 
plätzen mit den erforderlichen Turngeräthen. Nach den gemach⸗ 
ten Erfahrungen erfolgt aber die Herſtellung dieſer Geräthe, 
insbeſondere der größeren und zuſammengeſetzten, oft in ſo 
mangelhafter Weiſe, daß nicht blos der Turnbetrieb darunter 
leidet, ſondern auch Gefahr für Leben und Geſundheit der 
Schüler entſteht, welche bei ſolider Herſtellung der Geräthe und 
bei Anbringung der erforderlichen Sicherheitsvorrichtungen aus⸗ 
geſchloſſen ſein würde. Es iſt daher nothwendig, daß die be- 
züglichen Arbeiten nur an ſolche Verfertiger vergeben werden, 
welchen eine hinreichende Kenntniß und Geſchicklichkeit für die 
Herſtellung von Turngeräthen zugetraut werden kann. Wo 
ſolche Perſonen nicht vorhanden ſind, empfiehlt es ſich, aus ei⸗ 
ner zuverläſſigen Bezugsquelle Modelle für die einfacheren Ge⸗ 
räthe kommen und nach dieſen arbeiten zu laſſen. Größere 
und zuſammengeſetzte Geräthe, zu deren Herſtellung beſondere 
Fachkenntniſſe gehören, und welche geübte und geſchickte Ver⸗ 
fertiger beſſer und billiger zu liefern im Stande ſind, als ſie 
an Ort und Stelle auch nach Modellen beſchafft werden könn⸗ 
ten, werden zweckmäßig von jenen bezogen. 

Als beſonders zuverläſſig für ſolche Bezüge von Turnge⸗ 
räthen hat ſich der Turnanſtaltsvorſteher Kluge hier (Kleinbee⸗ 
renſtraße 27) bewährt. Ein Verzeichniß der Preiſe, für welche 
ſämmtliche Turngeräthe von ihm zu beziehen ſind, iſt in zwei 
Exemplaren beigelegt. Daſſelbe wird auch für den Fall der 
Lizitation von Nutzen ſein. 

Ferner mache ich darauf aufmerkſam, daß es ſich zur Ver⸗ 
meidung von Weiterungen empfiehlt, ſowohl bei Einrichtung 
von Turnſälen, bezw. von Turnplätzen, als auch insbeſondere 


) Deutſche Schulgeſ.⸗Samml. 1877 Nr. 35. 
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für die Abnahme der auf Lizitation gelieferten Turngeräthe ei⸗ 
nen bewährten Turnlehrer zuzuziehen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

2 Im Auftrage: Greiff. 
ſämmtliche Königl. Provinzial⸗Schul⸗ 


kollegien und Regierungen. 
U. III. 1639. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Berechnung der Dienſtzeit für Gewährung 
der Dienſtalterszulage bei Unterbrechung der Amtsthätigkeit be⸗ 
treffend. Vom 17. Juli 1877. 

Berlin, den 17. Juli 1877. 

Es unterliegt, wie ich der Königl. Regierung auf den Be⸗ 
richt vom 21. v. M. unter Hinweiſung auf die wegen Gewäh⸗ 
rung von Dienſtalterszulagen aus Staatsfonds an Lehrer und 
Lehrerinnen erlaſſenen früheren Verfügungen (Erlaſſe vom 18. 
Juni und 24. Juli 1873 %, vom 17. und 24. Januar, 2. Juni, 
9. Juli und 9. November 1874 *), vom 17. Februar und 2. 
Juni 1875˙) und vom 18. September 1875 und 4. Oktober 
18767) hiermit eröffne, keinem Bedenken, daß wenn ein Leh⸗ 
rer, welcher aus dem Amte ausgeſchieden geweſen iſt, ſpäter 
wieder angeſtellt wird, demſelben bei Berechnung der zur Ge— 
währung oder Wiedergewährung der Dienſtalterszulage erfor 
derlichen Dienſtzeit auch die früher zurückgelegte Dienſtzeit in 
Anrechnung zu bringen iſt, dergeſtalt, daß nur die Zwiſchenzeit 
von dem Tage des Ausſcheidens aus dem früher innegehabten 
Amte bis zum Tage des Wiedereintrittes in das Amt außer 
Anſatz zu laſſen iſt. . 

Aus welchem Grunde ſeiner Zeit das Ausſcheiden aus 
dem früher innegehabten Amte erfolgt iſt, macht hierbei keinen 
Unterſchied. Es kommt insbeſondere nicht darauf an, ob das 
Ausſcheiden freiwillig erfolgt iſt oder unfreiwillig, ſei es in 
Folge gerichtlicher Verurtheilung, welche den Verluſt des Am⸗ 
tes nach ſich gezogen hat, ſei es in Folge einer Verurtheilung 
zur Dienſtentlaſſung im Wege des Disziplinarverfahrens. 

Daß bei Berechnung der zur Gewährung oder Wiederge— 
währung der Dienſtalterszulage erforderlichen Dienſtzeit auch 
diejenige Zeit, während welcher ein Lehrer, bevor ſein Aus⸗ 
ſcheiden aus dem Amte erfolgt iſt, vom Amte ſuspendirt ge⸗ 
weſen, in Betracht zu ziehen, d. h. in Anrechnung zu bringen 
iſt, habe ich bereits in meinem Erlaſſe vom 4. Oktober 1876 
bemerklich gemacht. 

Hiernach iſt der Fall, welcher der Königlichen Regierung 
zu der Anfrage in dem Berichte vom 21. v. M. Veranlaſſung 
gegeben hat, zu erledigen und in Zukunft dem entſprechend zu 
verfahren. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


37 Falk. 


die Königliche Regierung zu N. 
U. III. 11264. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Feier des auf einen Sonntag fallenden 
Sedantages in Schulen betreffend. Vom 25. Auguſt 1877. 
Berlin, den 25. Auguſt 1877. 
Die s. 1. r. beigefügte Nr. — der — Zeitung enthält eine 
Bekanntmachung des Kreis⸗Schulinſpektors N., durch welche die 
Zirkularverfügung der Königlichen Regierung vom 28. v. M. 
veröffentlicht wird. In dieſer Verfügung wird angeordnet, 
daß die Feier des Sedantages auch in dieſem Jahre, wo der— 
*) Deutſche Schulgeſetz⸗Sammlung 1873 Nr. 42. 
) 1874 „ 18, 17, 46. 


1875 „ 11, 27, 26. 
1876 „ 16 u. 1877 Nr. 8. 


7 ” „ 
er) 
„ „ „ 


) „ „ „ 


ſelbe auf einen Sonntag fällt, am 2. September gehalten wer⸗ 
den ſolle. Dieſe Vorſchrift iſt nicht unbedenklich, namentlich 
mit Rückſicht darauf, daß einerſeits eine größere Anzahl von 
Lehrern durch ihre kirchlichen Nebenämter behindert ſein könnte, 
die Feier zu leiten, während andererſeits, wo Schulkinder 
aus mehreren Orten zu einer Schule gehören, die Heranzie⸗ 
hung derſelben zur Schulfeier leicht auf Schwierigkeiten ſtoßen 
könnte. In mehreren Bezirken der Monarchie iſt darum an⸗ 
geordnet worden, daß, wie dies auch bei anderen Veranlaſ— 
ſungen ſchon mehrfach geſchehen iſt, die Feier vom Sonntag 
auf einen vorhergehenden Wochentag gelegt werde, und zwar 
im vorliegenden Falle auf Sonnabend, den erſten September, 
den Jahrestag der Schlacht von Sedan ſelbſt. 

Die Königliche Regierung wolle erwägen, ob ſich dieſe 
Anordnung nicht auch für den dortigen Bezirk empfehle und 
darnach das Erforderliche anordnen. Sollte Dieſelbe wider 
Erwarten Bedenken gegen eine Aufhebung oder Beſchränkung 
Ihrer Verfügung vom 28. v. M. haben, ſo erwarte ich umge⸗ 
henden Bericht. N 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


In Vertretung: Sydow. 
An 
die Königliche Regierung zu N. 
U. III. 13035. 


Miniſterial⸗Erlaß, die ſtaatliche Aufſicht über Ertheilung des Re⸗ 
ligionsunterrichtes in der Volksſchule betreffend. 
Vom 28. Juni 1877. 
Berlin, den 28. Juni 1877. 

Auf die Eingabe vom 29. April d. J. eröffne ich Ew. 
Hochehrwürden ſowie den Mitunterzeichnern derſelben, daß ich 
aus dem, was Sie beibringen, keine Veranlaſſung nehmen kann, 
die Zirkular⸗Verfügung vom 18. Februar v. I, betreffend den 
Religionsunterricht in der Volksſchule, aufzuheben oder den ka⸗ 
tholiſchen Religionsunterricht aus den obligatoriſchen Unter⸗ 
richtsgegenſtänden der Schule zu entfernen. Die angezogene 
Verfügung ſowie der obligatoriſche Charakter des Religionsun⸗ 
terrichtes in der Volksſchule beruhen auf den Beſtimmungen 
der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 und den Lan⸗ 
desgeſetzen. Ich verweiſe in dieſer Beziehung auf die Seitens 
der Staatsregierung in den beiden Häuſern des Landtages 
und in den Kommiſſionen derſelben wiederholt abgegebenen 
Erklärungen. 

Was aber die Reviſion der dortigen katholiſchen Schule 
durch den evangeliſchen Kommiſſarius der Königlichen Regie⸗ 
rung anlangt, aus welcher Sie den Anlaß zu Ihrer Proteſt⸗ 
vorſtellung genommen haben, ſo habe ich mir über die Vor: 
gänge Bericht erſtatten laſſen und aus demſelben entnommen, 
daß unter den mehr als 30 Schulklaſſen, die revidirt worden 
ſind, in 10 Klaſſen die Religion ein Prüfungsgegenſtand ge— 
weſen iſt und der Regierungskommiſſarius nur einige Male 
die Prüfung in der bibliſchen Geſchichte ſelbſt übernommen hat. 
Das Letztere iſt indeß in einer Weiſe geſchehen, welche für die 
Katholiken etwas Verletzendes nicht gehabt hat. Gleichwohl 
habe ich Anordnung getroffen, daß dies nicht weiter geſchehe. 
Dadurch wird indeß an der Befugniß und Verpflichtung der 
ſtaatlichen Aufſichtsorgane, das ganze Gebiet des Religionsun⸗ 
terrichtes in der Volksſchule zum Gegenſtande der Prüfung bei 
Reviſionen zu machen, nichts geändert. 


An 
den Herrn Pfarrer N. und Genoſſen, 
Hochehrwürden zu N. 
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Oeſterreich: Rang und Bezüge der Profeſſoren. Vom 30. Juli 1877. 638 


Abſchrift erhält die Königliche Regierung auf den Bericht 
vom 8. d. M. zur Kenntnißnahme und Nachachtung mit dem 
Bemerken, daß die Zirkular⸗Verfügung vom 18. Februar v. Ir 
den ſtaatlichen Aufſichtsorganen zwar das Recht wahrt, dem 
Religionsunterrichte beizuwohnen, aber ihnen nicht die Befug⸗ 
niß giebt, die Prüfung in der Religion ſelbſt in die Hand zu 
nehmen. Dies Letztere kann nicht geſchehen, ohne auf den 
ſachlichen Inhalt der Lehre einzugehen. Jede Berichtigung ei⸗ 
ner falſchen Antwort iſt ein ſolches Eingehen auf den Inhalt. 

Es hat daher ſo, wie geſchehen, verfügt werden müſſen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
An Falk. 
die Königl. Regierung zu N. 
U. III. 10820. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Breslau, die Anſtel⸗ 
lung von Lehrerinnen an gemiſchten Uuterklaſſen betreffend. 
Vom 21. Mai 1876. 

Breslau, den 21. Mai 1876. 
Mittelſt Reſkripts vom 27. April hat der Herr Miniſter die 
Befugniß der Lehrerinnen dahin erweitert, daß Letztere nicht 
blos in Mädchen-, ſondern auch in gemiſchten Unterklaſſen Un⸗ 
terricht ertheilen dürfen. Unſer Zirkular vom 18. März, wel⸗ 
ches den Lehrerinnen blos die Erlaubniß zur Unterrichtserthei⸗ 
lung in Mädchenklaſſen zuſpricht, erleidet dadurch eine Verän⸗ 
derung. Gleichzeitig bemerken wir, daß die Anſtellung von 
Lehrerinnen ſich durch den Miniſterial-⸗Erlaß in hohem Grade 
erleichtert und wir deshalb bei dem großen Lehrermangel hoffen, 
man werde von geeigneten Lehrerinnen gern Gebrauch machen. 
Königliche Regierung; 
Abtheilung für Kirchen: und Schulweſen. 


An 
ſämmtliche Königliche Herren 
Kreis⸗Schul⸗Inſpektoren. 


Königreich Sachſen. 

Bekanntmachung des Königlichen Miniſteriums des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts, den religiöfen Memorirſtoff in evange⸗ 
liſchen Volksſchulen betreffend. Vom 19. September 1877. 

Das Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts 
hat, wie dies ſeiner Zeit vorbehalten worden iſt, zur Ergänzung 
des mittelſt Bekanntmachung vom 27. November v. J. publi⸗ 
zirten Lehrplanes für den Unterricht in der Religions- und 
Sittenlehre in Volksſchulen (Deutſche Schulgeſetz- Samm⸗ 
lung vom Jahre 1877 Nr. 3) den in evangeliſchen Volks⸗ 
ſchulen mindeſtens zu bewältigenden Memorirſtoff an Bibel⸗ 
ſtellen, Kirchenliedern und Choralmelodien nach erfolgter Ber: 
nehmung mit dem evangeliſch-lutheriſchen Landeskonſiſtorium 
feſtgeſtellt, und hierauf unter dem Titel: „Der religiöſe Memo: 
rirſtoff für die evangeliſchen Volksſchulen des Königreichs 
Sachſen“ (Dresden, Verlag von Alwin Huhle, Carl Adlers 
Buchhandlung) eine Zuſammenſtellung deſſelben zugleich für 
den Schulgebrauch veröffentlichen laſſen. 

Solches wird andurch mit dem Verordnen bekannt gemacht, 
daß die in genannter Schrift bezeichneten 150 Bibelſtellen, 22 
Kirchenlieder und 35 Choralmelodien ſpäteſtens von Oſtern 1878 
ab den Lehrplänen ſämmtlicher evangeliſchen Volksſchulen des 
Landes in zweckmäßiger Vertheilung auf die verſchiedenen Un⸗ 
terrichtsſtufen einzuordnen find. Hierbei iſt jedoch Nachſtehen⸗ 
des noch beſonders hervorzuheben. 

Indem die gedachte Zuſammenſtellung ſich darauf beſchränkt, 
das geringſte Maß des Memorirſtoffes in Abſicht auf Einheit 
und Gründlichkeit des Religionsunterrichtes feſtzuſetzen, fol felbit- 


verſtändlich einem weiteren und reicheren Ausbau deſſelben kein 
Hinderniß entgegengeſtellt werden. Wenn ſodann eine Reihe 
Bibelſtellen, die als integrirende Theile bibliſcher Geſchichten 
zu betrachten ſind, Aufnahme in das Verzeichniß nicht gefun⸗ 
den haben, ſo iſt man von der Vorausſetzung ausgegangen, 
daß dieſelben auch künftig ohne ausdrückliche Anordnung, wie 
bisher, innerhalb der Lehrſtunden ſelbſt zur Einprägung ge⸗ 
langen werden. Daſſelbe gilt auch von einzelnen, beim Unter⸗ 
richte gern gebrauchten Liederverſen, deren das Verzeichniß nicht 
beſonders gedacht hat. Andererſeits haben aber auch die Lehrer 
bezüglich derjenigen Kinder, welche am Religionsunterrichte theil⸗ 
nehmen, ohne der evangeliſch-lutheriſchen Kirche anzugehören, 
bei der Aufgabe und Behandlung der Memorirſtoffe die in der 
Natur der Sache liegenden Rückſichten zu beobachten. 

Bei der Vertheilung des religiöfen Memorirſtoffes endlich 
iſt zu beachten, daß auch die aus niederen Klaſſen geglie⸗ 
derter Schulen dem Konfirmandenunterrichte zuzuführenden Kin⸗ 
der bereits mit dem größeren Theile des Katechismus (1. und 
2. Hauptſtück, Vater Unſer ohne die Luther'ſche Erklärung, die 
drei erſten Fragen der beiden Hauptſtücke von den Sakramen⸗ 
ten), ſowie mit den wichtigſten zugehörigen Bibelſtellen bekannt 
ſein ſollen. 

Hiernach haben ſich Alle, die es angeht, zu achten. 

Dresden, den 19. September 1877. 

Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unterrichtes. 

Dr. v. Gerber. Fiedler. 


Kaiſerthum Oeſterreich. 
Geſetz vom 30. Juli 1877, betreffend den Raug und die Bezüge 
der Profeſſoren an den beiden polhtechniſchen Juſtituten zu Prag. 

Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich 
in Ergänzung des Geſetzes vom 17. März 1872 anzuordnen, 
wie folgt: 

§. 1. Der ſyſtemmäßige Gehalt der ordentlichen Profeſſo⸗ 
ren an den beiden polytechniſchen Inſtituten zu Prag wird 
mit 2000 fl. feſtgeſetzt. 

8. 2. Die ordentlichen Profeſſoren dieſer Anſtalten ſtehen 
in der VI., die außerordentlichen in der VII. Rangklaſſe und 
haben den Anſpruch auf die dieſen Rangklaſſen entſprechenden 
Aktivitätszulagen. 

Die in den 88. 2, 4 und 15 des Geſetzes vom 17. März 
1872 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 27) enthaltenen Beſtimmungen finden auch 
auf die Profeſſoren der im §. 1 erwähnten Anſtalten Anwendung. 

§. 3. Die Funktionszulage der gewählten Rektoren beträgt 
an dieſen beiden Anſtalten je 800 fl. 

§. 4. Die erworbenen Rechte der bereits angeſtellten Pro⸗ 
feſſoren der beiden polytechniſchen Inſtitute werden durch die 
ſes Geſetz nicht berührt; doch haben die ordentlichen Profeſſo— 
ren innerhalb drei Monaten nach Eintritt der Wirkſamkeit die⸗ 
ſes Geſetzes zu erklären, ob ſie auch fernerhin von dem ihnen 
zuſtehenden Rechte der Dezennalvorrückung Gebrauch machen 
oder für die Folge nach dem gegenwärtigen Geſetze behandelt 
werden wollen. 

§. 5. Dieſes Geſetz tritt mit dem erſten Tage des auf die 
Kundmachung folgenden Monates in Wirkſamkeit und iſt mit 
der Vollziehung deſſelben der Unterrichtsminiſter beauftragt. 

Laxenburg, am 30. Juli 1877. 


Franz Joſeph m. /p. 
Stremayr m. /p. 
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Anzeigen. 


Anzeigen. 
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Verordnung des Miniſters für Kultus und Unterricht vom 20. 

Anguft 1877, 3. 12363, an den Landesſchulrath für Oberöſter⸗ 

reich, betreffend die Stempelfreiheit der Schulzeugniſſe der 
Volksſchulen. 


Ueber die Anfragen vom 25. Jänner und 10. Mai 1877, 
Z. 134 und 1496, theile ich dem k. k. Landesſchulrathe unter 
Rückſchluß der Beilagen mit, daß laut Eröffnung des k. k. Fi⸗ 
nanz⸗Miniſteriums vom 21. Juli 1877, Z. 14726, den Entlaſ⸗ 
ſungs⸗-, beziehungsweiſe Abgangszeugniſſen, welche nach dem III. 
Abſchnitte und den Zeugniſſen, welche nach dem IX. Abſchnitte 
der Schul: und Unterrichtsordnung für die allgemeinen Volks⸗ 
ſchulen vom 20. Auguſt 1870 ausgeſtellt werden, die Gebüh⸗ 
renfreiheit nach der Tarif-Poſt 117 lit. e) zukommt, und daß 
die entſprechende Belehrung durch das Verordnungsblatt des 
k. k. Finanz⸗Miniſteriums verfügt wurde. 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
r. Eduard Keller, 

enthält in Nr. 40: Amtliches. Leitartikel: Allgemeine Unterrichtsſtatiſtik 
des Preußiſchen Staats. Korrespondenzen: Berlin (Unterrichtsgeſetz. 
Schulbildung der Erſatzmannſchaften. Remuneration der Lehrer an höh. Un⸗ 
terrichtsanſtalten für Stellvertretung. Reviſoriſche Prüfungen in der Religion. 
Präparandenanſtalten. Neue Schulbank. Perſonalien); Gneſen (Privat⸗Kon⸗ 
ſervator Tuſch); Liegnitz (General⸗Lehrerkonferenz. Peſtalozzi⸗Verein); Aus 
dem Rgbz. Merſeburg (Abſchaffung der Singumgünge); Elſterwerda (Semi⸗ 
narkonferenz); Gotha (Das Köhler'ſche Seminar); Gera (Züchtigungsrecht. 
Handarbeitsunterricht)) Aus Thüringen (Ueber die gegenſeitige Durchführung 
der Schulpflicht); München (Proteſt gegen die Simultauſchulen); Klagenfurt 
(Zweite kärntiſche Landes⸗ Lehrerkonferenz. Ferien. Körperliche Züchtigung. 
Ausſchluß der Kinder aus der Volksſchule); New⸗York (Beſchränkung der deut- 
ſchen Sprache. Engliſch⸗deutſche Schulen in Baltimore. Deutſch in St. Louis). 
Berliner Nachrichten. Vermiſchtes: Aus dem Kr. Falkenberg. Bi⸗ 
berach. Vakante Lehrerſtellen. 


* © Königl. pr. P 
. Grossherzogl. Badisches, 

7% Herzogl. Sächsisches, 
Fourstl. Hohenzollern'sohes 


he Fürstl. Rumänisches 
Hof-Pianoforte- u. Kunst-Institut, 
Magdeburg, Serlinerfir. Ur. 25 u. 26. 


Beſte Bezugsquelle für preisgekrönte Pianinv's, Flügel, 
„ SHarmoniums (Eſtey-Cottage⸗Orgeln) und Oeldruck⸗Gemälde 

jeden Genres. Akquiſition durch leichteſte Ratenzahlungen. 
Fünfjährige kontraktliche Garantie. Die Herren Lehrer er⸗ 
halten bekannten Rabatt. An⸗ und Verkauf gebrauchter Inſtrumente. 
Preisliſten, Proſpekte und illuſtrirte Kataloge gratis. 091 
Wilhelm Emmer, 


Inhaber der Verdienſt-Medaille für Kunſt 
und Wiſſenſchaft. 


Empfehle meine Weine, unter Garantie für deren Reinheit: Roth⸗ 
wein zu 90 und 80 Pf. und Ahrblümchen zu 1 M., Weißwein zu 
pr. Liter in Gebinden von 18 und 36 Liter an. 2 
P. Becher, Lehrer in Altenahr (Kreis Ahrweiler). 


e u We M 
us: 15 W 


W illustrirte Ausgabe, 


kann allen Kranken mit Recht 
als ein vortreffliches populair-medis j 
zinisches Werk empfohlen werden. — 


Vorräthig in allen Buchhandlungen. 111] 


Verlag von Wilhelm Violet in Leipzig. 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung: 


Praktiſche Lehrbücher zum Selbſtunterricht 


in den neueren Sprachen. 
Buſch u. Skelton, Handbuch der engliſchen Umgangsſprache. 


4. Aufl. eg. geb. 3. M. 
The 9 Echo, Praktische Anleitung zum Engliſch-Sprechen. 
Fi Br EN it G tik d liſchen Sprach 
edler u. Sachs, Wiſſenſchaftl. Grammatik der engliſchen Sprache. 
1. Bd. 2. Aufl. 6M. — 2. Bd. 6 M 5 5 


Jonson, Ben, Sejanus, herausgeg. u. erklärt von Dr. C Sachs. 1 M. 

Macaulay, a Description of England in 1685, to which are added no- 
tes & a map of London by Dr. C. Sachs. 1 M. 50 Pf. 

Nickels, Engliſcher Selbſt⸗ und Schnell⸗Lehrer. 75 Pf. 

Samostz, Engl. Lesebuch für höhere Lehranstalten. geh. 3 M. 

Barbauld, Legons pour les enfants de 5 à 10 ans. 9, édition. Avec 
vocab. 1 M. 50 Pf. 


De 4 N. das franz. Verb., deſſen Anwendungen und Formen ꝛc. 

Echo frangais, Praktiſche Anleitung zum Franzöſiſch-Sprechen. 
2: Sal he. 1. M. 50 Pf. 5 

Fiedler, das Verhältniß der franzöſ. Sprache zur lateiniſchen. 2. 


ufl. 5 

Touzellier, Nouvelle conversation frangaise, suivie de modeles 
de lettres, de lettres de change et de lettres de commerce, mit ge⸗ 

genüberſtehender Ueberſetzung. geb. LM. 3 

Wörter, die gleichlautenden, der franzöſ. Sprache in lexikal. 
Ordnung. 75 Pf. 5 1 

8 N note Anleitung zum Italieniſch-Sprechen. 
5. Aufl. geb. 2 M. f 5 

Eeo de Madrid, Praktiſche Anleitung zum Spaniſch⸗Sprechen. 
4. Aufl. 3 M. — Geb. 3 M. 50 Pf. 

Franke, Diccionario mercantil en espanol 
Deutſches mercantil. Wörterbuch. 2 M. 


y aleman, Spaniſch⸗ 
12] 


Im Kommiſſions⸗Verlage von J. B. Lange in Gneſen iſt erſchie⸗ 
nen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


eit faden 
für den Geſchichtsunterricht in utraquiſtiſchen Volksſchulen. 


Den Lehrern feines Aufſichtskreiſes dargeboten 
von A. Klewe, Königl. Kreis⸗Schulinſpektor zu Gneſen. 
Erſter Jahreskurſus, enthaltend: die Gegenwartkunde und die alte 
und mittlere deutſche Geſchichte. 5 
Zweiter Jahreskurſus, enthaltend: die neuere deutſche und branden⸗ 
burgiſch⸗preußiſche Geſchichte. 1877. 
Preis eines jeden Kurſus: 40 Pf. 

Das von der Königl. Regierung in Aue n 9 „Amtliche 
Schulblatt für die Provinz Poſen“ urtheilte in Nr. 21 vom Jahre 
1876, unter „Nichtamtliches“ über den erſten Jahreskurſus; Das Buch 
empfiehlt ſich durch die Sorgfalt, welche auf die Auswahl des Stoffes 
zu dem vorliegenden Zwecke und auf eine einfache, auch für polniſche 
Kinder leicht faßliche Darſtellung verwandt worden iſt. 113 


Verlag von Wilhelm Violet in Leipzig: 


Der junge Dichterfreund, 


Sammlung von Gedichten zu Uebungen im mündlichen Vortrag in 

Schule und Haus. Mit einl. Vorwort herausgegeben von Dr. Em. 

Samostz. 2. verbeſſerte und vermehrte Auflage. 8 

I. Theil für das Alter von 7—10 Jahren. Preis 1 M. 50 Pf. 

II. Theil für das Alter von 10—13 Jahren. Preis 1 M. 80 Pf. 
III. Theil für das Alter von 13—17 Jahren. Preis 2 M. 40 Pf. 

n Jeder Band iſt einzeln zu haben. wem 114] 


Diefer Nummer iſt eine Beilage der C. F. Winter’- 
ſchen Verlagshandlung in Leipzig und Heidelberg 
beigefügt, welche wir der Beachtung empfehlen. 


Zur Nachricht. 

Wir bitten, gefälligſt davon Notiz nehmen zu wol⸗ 
len, daß Redaktion und Expedition der „Deutſchen 
Schulzeitung“ und der „Deutſchen Schulgeſetz⸗Samm⸗ 
lung“ ſich vom 1. Oktober ab: 


b 
Berlin SO., Michaelkirchplatz 7, 


befinden. 


Für die Redaktion verantwortl.: Fr. Eduard Keller in Berlin SO., Michaelkirchplatz 7. — Kommiſſ.⸗Verl. v. Robert Oppenheim in Berlin W., Karlsbad 6. 
Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 


